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Der Kanzler tourt. 
Deutschland steht still. 

Der Kernsat/ der SPD- 
Kampagne 1998 war, „wir 
machen nicht alles anders, 
aber vieles besser". Viele 
Menschen haben das ge- 
glaubt. 

Das Ergebnis nach 3 Jah- 
ren rot-grüner Regierung un- 
ter Schröder ist Stillstand in 
Deutschland. Das Einge- 
ständnis des Kanzlers, das 

Wirtschafte Wachstum werde 
im laufenden Jahr nur zwi- 
schen 1,5 his 2 Prozent betra- 
uen, ist der pure Offenba- 
rungseid. Vor seinem selbst 
gesteckten Ziel, die Arbeits- 
losigkeit auf unter 3,5 Mil- 
lionen zu senken, kapituliert 
er. Soviel zur Lage vor der 
Sommerreise des Kanzlers. 

Fortsetzung auf Seite 3 
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SommerTour der 

Parteivorsitzenden 
Vom 17. bis 25. August 
reist Angela Merkel durch 
NRW, Niedersachsen, 
Thüringen, Hessen, Ba- 
den-Württemberg, Bre- 
men, Sachsen-Anhalt und 
Schleswig-Holstein. Mot- 
to ihrer Gespräche mit den 
Bürgern: Machen wir 
mehr aus unserem Land - 
Soziale Marktwirtschaft 
morgen. 

K.-J.   LAUMANN   UND   B.   SCHN I EBER-JASTRAM: 

3,8 Mio. dürfen nichts tun, 
weil Schröder nichts tut 

Zu den neuesten Arbeits- 
marktzahlen für Juli er- 
klärten der sozialpoliti- 
sche Sprecher der CDU/ 
CSU und die Parlamenta- 
rische Geschäftsführerin: 

Zum 
siebten Mal 
nacheinan- 
der   ist   die 
saisonberei- 
nigte      Ar- 
beitslosig- 
keit   gestie- 
gen,       seit 
Jahresan- 
fang um fast 
100.000. Im 
Vergleich zum Vormonat ist 
die Arbeitslosigkeit eben- 
falls um mehr als 100.000 
angewachsen. Dies ist der 
größte Zuwachs von Juni auf 
Juli seit 1997. 

Besorgniserregend ist 
auch der Vorjahresver- 
gleich: In den vergangenen 
drei Jahren war die Arbeits- 
losigkeit im Juli im Ver- 
gleich     zum     jeweiligen 

Vorjahr im Durchschnitt 
um 183.000 zurück gegan- 
gen, in diesem Jahr nur noch 
um 4.000. Insgesamt ist die 
Arbeitslosenquote von Juni 
auf Juli 2001 von 8,9% auf 

9,2   %   ge- 

Schröder am 
Wahlabend 1998: 

, Wenn wir in 4 Jahren 
die Trendwende am 
Arbeitsmarkt nicht 
geschafft haben, 

verdienen wie es auch 
nicht, wieder gewählt 

zu werden." 

stiegen 
Beson- 

ders betrof- 
fen sind die 
Menschen 
in den neuen 
Bundeslän- 
dern. Auf 
seiner Reise 
durch die 
neuen Län- 

dern wird der Bundeskanz- 
ler 39.000 Ostdeutschen 
mehr erklären müssen, 
warum sie arbeitslos gewor- 
den sind. Sehr entmutigend 
ist auch der starke Anstieg 
der Jugendarbeitslosigkeit 
mit 4,5 % im Vergleich zum 
Vorjahrsmonat - trotz des 
von der Bundesregierung 
umjubelten Jugendsofort- 
programms. 
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DER   KANZLER  TOURT.   DEUTSCLAND  STEHT  STILL 

GENERALSEKRETäR   LAURENZ   MEYER: 

Schröder hat falsche Hoffnungen geweckt 
und mit Versprechen geködert 

Fortsetzung von Seite 1 
Der Kanzler tourt. 
Deutschland steht still. 
Was wir jetzt brauchen 
sind Hände, die Probleme 
anpacken und nicht ruhig 
im Schoß liegen. 

Viel hat der Kanzler vor 
und nach seinem Regie- 
rungsantritt versprochen. 
Erinnern Sie sich noch? „Ich 
habe nichts versprochen, 
was ich nicht halten kann. 
Mein Wort gilt." 

Mit markigen Sprüchen 
ist er seit Amtsantritt durch 
die Republik gereist. Er hat 
falsche Hoffnungen erweckt 
und die Menschen mit Ver- 
sprechen geködert. Der Bun- 
deskanzler hat vielen vieles 
versprochen und nichts ge- 
halten. Erkannoffensichtlich 
nicht mehr als versprechen. 

1. „Ende der 
Fahnenstange" 

Schröder: „Benzin 6 Pfen- 
nig teurer, das ist Ende der 
Fahnenstange." 

Bereits heute zahlen wir 
21 Pfennig mehr pro Liter 
Benzin. Weitere 14 Pfennig 
sind beschlossene Sache. 
Auch die versprochene Sen- 

kung der Rentenbeiträge 
zum 1. Januar 2002 wird 
nicht eintreten. 

2. Unberechenbare 
Rente! 

Schröder: „Ich stehe da- 
für, dass die Renten auch in 
Zukunft so steigen wie die 
Nettoeinkommen der Arbeit- 
nehmer. " 

Glatter Wählerbetrug. 
Versprochen hatte der 
Kanzler auch eine Rentener- 
höhung um die Inflations- 
rate. Auch dies wurde nicht 
eingehalten. 

3. Versicherte und 
Kranke zahlen die 

Zeche! 

Schröder: „Das Ziel der 
Bundesregierung ist es, den 

Anstieg der Krankenversi- 
cherungsbeiträge zu stop- 
pen und die Beiträge dauer- 
haft zu stabilisieren." 

Ein Teil der Krankenkas- 
sen hat bereits 2001 die 
Beiträge erhöht, z. B. die ■ 
AOK Hessen: von 13,8 auf 
14,8 Prozent (seit 1.7.2001) 
■ AOK Baden-Württem- 
berg: von 13,5 auf 14,2 Pro- 
zent (seit 1.7.2001 )■ AOK 
Hamburg: von 14,1 auf 14,5 
Prozent (seit 1.7.2001) 

Die meisten anderen ha- 
ben die Erhöhung noch für 
dieses Jahr angekündigt. 

Die  versprochene  Sen- 

PRESSEKONFERENZ 
DES  GENERAL- 
SEKRETÄRS  AM 
10. AUGUST IM 

KONRAD-ADENAUER- 

HAUS 

kung der Lohnnebenkosten 
unter 40 Prozent wird es 
ebenfalls nicht geben. 

Wir haben heute eine 
Zwei-Klassen-Medizin. Als 
neuen Wahlslogan emp- 
fehle ich der SPD: Was küm- 
mert uns Ihre Gesundheit? 
Selbst schuld, wenn Sie arm 
sind! ► 
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DER   KANZLER   TOURT.   DEUTSCLAND   STEHT   STILL 

Wir brauchen in der Ge- 
sundheitspolitik aber drin- 
gend eine um lassende 
Strukturreform. Wir brau- 
chen mehr Transparenz, 
Wahlfrei he it und Eigen Ver- 
antwortung der Versicher- 
ten. Die Menschen sollen 
stärker als bisher über ihre 
Beitragshöhe und ihren Ver- 
sicherungsumfang selbst 
en ischeiden. 

4. Schröder hat 
Arbeitslose und 

Mittelstand abgehakt 

Schröder: „Wir wollen 
Im nächsten Jahr unter die 
Marke van 3,5 Millionen 
kommen." 

Das Ziel, die Arbeitslo- 
sigkeit abzubauen. hat 
Schrödereingesammelt. Von 

dem Blackout mit den 3 Mil- 
lionen will ich gar nicht erst 
reden. Und immer mehr 
Menschen, dieeinen Arbeits- 
platz haben, müssen Angst 
haben, diesen zu verlieren. 

Zunächst wurde das 
Wirtschaftswachstum auf 
2.8 Prozent geschätzt. Dann 
korrigierten die Experten 
ihre Prognosen deutlich 
nach unten auf 2 Prozent. 
Und der Bundeskanzler 
muss jetzt eingestehen, dass 
es nur noch 1,5 bis 2 Prozent 
betragen werde. Die Wahr- 
heit liegt voraussichtlich 
weiter darunter. 

Die Wahrheit ist: ■ Die 
Steuerreform hat kleine und 
mittlere Unternehmen be- 
nachteiligt. ■ Das Gesetz 
zur Seheinselbständigkeit, 
■ das 630-Mark-Gesetz, ■ 
der    Rechtsanspruch    auf 

Teilzeit und ■ IUH IJLUILUS- 

verfassungsgesetz, sie sind 
weitere Beispiele für büro- 
kratische Bremsen. 

Der Mittelstand braucht 
Lull zum Atmen. Hier ent- 
stehen die Arbeitsplätze. 
Der Mittelstand ist der große 
Verlierer dieser Legislatur- 
periode und mit ihm die 
Menschen in Deutschland. 
Allein durch die stark ange- 
stiegene Zahl der Konkurse 
in Deutschland im ersten 
Halbjahr 2001 sind rund 
250.000 Arbeitsplätze weg- 
gefallen. Wir brauchen eine 
neue Gründerwelle. 

Die schlechte Wirt- 
schaftsentwicklung ist in er- 
ster Linie nicht das Ergebnis 
der Weltkonjunktur. Beim 
Wirtschaftswachstum ist 
Deutschland Schlusslicht in 
Europa.   Bei  den  Arbeits- 
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DER KANZLER TOURT. DEUTSCLAND STEHT STILL 

Junge Union begleitet Tour des Kanzlers 
Zum zweiten Mal: Schröder tourt 
durch Ostdeutschland. Er kann jedoch 
nicht überspielen, dass die „Chefsache 
Ost" gescheitert ist: 

Ein Blick auf die Analyse der Neuen 
Bundesländer (siehe Internet-Hinweis auf 
Seite 6) macht deutlich: Sozialdemokra- 
tisch regierte Länder wie Mecklenburg- 
Vorpommern und Sachsen-Anhalt verlie- 
ren immer mehr den Anschluss an den Rest 
der Republik. 

Auf seiner Versprecher-Tour mit gros- 
sem Bogen um die echten Problemgebiete 
wird Schröder auch von der Jungen Union 

begleitet. Für alle, die nicht live daran teil- 
nehmen können, gibt es das Münchhausen- 
Motiv auch als E-Card. 

platzen belegen wir im eu- 
ropäischen Vergleich nur 
Platz zehn, und die Inflati- 
onsrate ist so hoch wie lange 
nicht mehr. Das sind haus- 
gemachte Ergebnisse. 

Die CDU hat im Juni ein 
Sofortprogramm für mehr 
Wirtschaftswachstum und 
Beschäftigung vorgelegt. 
Dabei geht es um 10 Maß- 
nahmen, die der Wirtschaft 
wieder mehr Raum für 
Entwicklungsmöglichkeiten 
geben; dazu zählen unter 
anderem die Flexibilisie- 
rung des Arbeitsmarktes, 
das Vorziehen der Steuerre- 
form und die Abschaffung 
der Ökosteuer. 

Um jedes weitere Miss- 
verständnis deutlich aus- 
zuräumen: Es handelt sich 
nicht um ein Konjunktur- 
programm. Es geht um die 

richtige Weichenstellung 
für mehr Wachstum und Be- 
schäftigung in Deutschland. 

5. Die Chefsache Ost 
ist gescheitert 

Vor der Bundestagswahl 
im September 1998 hat der 
Kanzler noch versprochen: 
Schröder: „Der Aufbau Ost 
darf nicht zur Reservekasse 
des Bundesfinanzministers 
werden. Deshalb wird für 
mich Aufbau Ost Chef sache." 

Die wirtschaftliche Ent- 
wicklung im Osten sta- 
gniert. Die Schere zwischen 
Ost und West öffnet sich 
wieder. Das Vertrauen in 
den zur Chefsache erklärten 
Aufbau Ost schwindet. 

Die Zahlen zeigen: der 
Kanzler kann es nicht, die 

SPD kann es nicht und im 
Verbund mit der PDS wird 
es katastrophal. Alle Einzel- 
heiten, Zahlen und Daten, 
haben wir im Internet einge- 
stellt. 

Von Schröders neuem 
Schwung im Osten ist nichts 
zu spüren. Der versprochene 
persönliche Einsatz des 
Kanzlers bestand und be- 
steht auch in diesem Jahr 
wieder in einer für die Me- 
dien inszenierten Ost- 
tournee. Mit einem Kame- 
ralächeln lassen sich aber die 
Lebensverhältnisse von Ost 
und West nicht angleichen. 

Notwendig ist ein klares 
und durchdachtes Konzept 
mit einer konsequenten 
flächendeckenden Struk- 
turpolitik. Für die CDU hat 
der thüringische Minister- 
präsident Bernhard Vogel 
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DER   KANZLER   TOURT.   DEUTSCLAND   STEHT   STILL 

Parteikompete 
Wem trauen die Wähler zu, folgende politische / 

► Arbeitsplätze sichern und neue schaffen 

nz 
\ufgaben c 

SPD 
32 

jm besten zu lösen: 

CDU/CSU 

(-11) 

(-4) wm 
(+5) 

(±0) ► Den Wirtschaftsstandort Deutschland sichern 

► Eine gute Gesundheitspolitik betreiben 

30 

27 

a 
(-4) 

(-) 

(-6) 

ES 
22 

30 

(+5) 

(-) 

(+4) 

(+2) 

► Familien mit Kinder fördern 

► Die Altersversorgung langfristig sichern 30 

► Für soziale Gerechtigkeit sorgen ES (-6) 21 

► Eine gute Umweltpolitik betreiben ES (-7) 

(-2) 

(+1) 

(-8) 

14 

17 

El 

(-3) 

(±0) 

(+5) 

► Den Verbraucherschutz vorantreiben UJB 
► Kriminalität und Verbrechen bekämpfen 28 

► Eine verläßliche Außenpolitik betreiben 29 

27 

ern Vergleich 

El (+4) 

BDie Zukunftsprobleme Deutschlands lösend (-6) 29 (+3) 

Quelle: infratest dimap, Angaben in Prozent, Stand August 2001 (in Klamm zu Mai 2001) Tsp / Kroupa 

ein Sonderprogramm von 
40 Milliarden bis 2004 vor- 
geschlagen. Er hat deutlich 
gemacht, dass das Geld in 
vier verschiedenen Feldern 
investiert werden muss: in 
die Verkehrsinfrastruktur 
und die kommunale Infra- 
struktur sowie die Bildung 
von Innovations- und Kom- 
petenzzentren und die tech- 
nische Ausstattung der 
Schulen. Über Parteigren- 
zen hinweg war die Reak- 
tion auf das Konzept der 
CDU positiv. Passiert ist 
nichts. 

Mehr als Versprechen 
kann der Kanzler nicht! 

Die angeführten Bei- 
spiele lassen sich weiter 
fortsetzen. Das Fazit? Der 
Kanzler hat vielen vieles 
versprochen und nichts ge- 
halten. Drei Jahre hatte 
Schröder Zeit seine Ver- 
sprechen bei den Menschen 
einzulösen. 

Mehr als Versprechen 
kann der Kanzler nicht! 

Schröder   ist   angetreten 
mit dem Versprechen „Inno- 

vation und Gerechtigkeit"; 
das Ergebnis ist Stillstand und 
Gleichgültigkeit. Es zeigt 
sich, dass nur Versprechen 
und mediengerechtes Verhal- 
ten kein Ersatz für nachhal- 
tige Politik ist. Am Ende des 
Tages zählt die politische 
Substanz. Das ist Schröders 
Bilanz nach drei Jahren. 

Eine ausführliche Ost- 
Bilanz mit dem Titel 

„Analyse Neue Länder" 
finden Sie unter 

www.cdu.de 
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KUNDGEBUNG 

40.   JAHRESTAG   DES   MAUERBAUS 

Erinnern heißt Freiheit verteidigen 

Unter diesem Motto er- 
innerten die Parteivor- 
sitzende Angela Merkel, 
der Vorsitzende der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion 
Friedrich Merz, der bay- 
rische Ministerpräsident 
Edmund Stoiber, der 
Spitzenkandidat der Berli- 
ner CDU für die Wahl zum 
Abgeordnetenhaus, Frank 
Steffel, und der ehemalige 
Regierende Bürgermeister 
von Berlin, Eberhard Diep- 
gen, auf einer CDU-Kund- 
gebung am Checkpoint 
Charlie in Berlin an den 
Mauerbau vor 40 Jahren. 

Vor ungefähr 4000 Teil- 
nehmern forderte Angela 
Merkel in ihrer Eröffnungs- 
rede die Bürgerinnen und 

Bürger auf, sich jeder Zeit 
vor Augen zu führen, dass 
Berlin immerein Symbol für 
den deutschen Freiheitswil- 
len gewesen sei und auch in 
Zukunft immer sein muss. 
Es dürfe nie wieder passie- 
ren, dass Deutschland ge- 
teilt werde. „Die Kommuni- 
sten haben mitten ins Fleisch 
dieser Stadt geschnitten und 
haben sie geteilt." 

Mit der SED- 
Nachfolgerin nicht 
gemeinsame Sache 

machen 

Wer die Erinnerung dar- 
an verdrängen wolle, „ver- 
geht sich an der Freiheit". 

Deshalb dürfe mit der PDS 
als Nachfolgerin der SED 
keine gemeinsame Sache 
gemacht werden. „Das, was 
die Sozialdemokraten unter 
Schröder und Wowereit ma- 
chen, ist ein Vergessen aller 
Ideale in der Politik!" 

Die Parteivorsitzende 
gedachte an die etwa 60.000 
Menschen, die in der DDR 
wegen versuchter „Repu- 
blikflucht" inhaftiert wur- 
den und an die ca. 1000 Men- 
schen, die bei dem Versuch, 
aus der DDR zu fliehen, den 
Tod fanden, davon allein 
230 an der Berlin Mauer. 
Das Unrechtsregime der 
SED hat gezeigt, dass man 
Freiheit und die Garantie der 
Menschenrechte nie als et- 
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KUNDGEBUNG 

erinnerte daran, dass es lange 
einen Konsens zwischen den 
etablierten demokratischen 
Parteien gegeben hätte, dass 
die PDS als SED-Nachfol- 
gepartei nie mehr Einfluss 
auf die Zukunft Berlins be- 
kommen dürfe. Diesen Kon- 
sens hätte die SPD aus purem 
Machkalkül aufgeben, um 
gemeinsam mit der PDS ei- 
nen Regierungswechsel in 
Berlin herbeizuführen. 

was Selbstverständliches 
hinnehmen dürfe. Deshalb 
hat der alte Wahlspruch der 
NATO „Wachsamkeit ist 
der Preis der Freiheit" un- 
verändert Gültigkeit. 

Darüber hinaus nahm 
Angela Merkel ihre Rede 
zum Anlass, den westlichen 
Schutzmächten für ihre ent- 
schlossene Verteidigung der 
Freiheit in der Stadt noch 
einmal von ganzem Herzen 
zu danken. 

Wer mit der PDS 
koaliert, der paktiert 
mit dem Sozialismus 

der SED 

„Die Politik der PDS ist 
einer Verhöhnung für die 
Opfer der SED", schloss 
sich Edmund Stoiber der 
Parteivorsitzenden an. „Wer 
mit der PDS koaliert, der 
paktiert mit dem Sozialis- 
mus der SED," machte Ed- 

mund Stoiber deutlich. „Die 
PDS ist die alte sozialisti- 
sche SED, nach außen über- 
tüncht mit neuem Anstrich." 
Sie baue weiter an der Mauer 
zwischen Freiheit und So- 
zialismus, rief der bayrische 
Ministerpräsident den Men- 
schen ins Gedächtnis. 

Frank Steffel, warf der 
PDS vor, sie verhindere die 
innere Einheit. Die Berliner 
Mauer sei sowohl politisch 
wie moralisch ein Verbre- 
chen gewesen. Frank Steffel 

Unsere amerikanischen 
Freunde würden es 

nicht verstehen 

Den Schlusspunkt setzte 
der ehemalige Oberbürger- 
meister von Berlin, Eber- 
hard Diepgen: „Unsere ame- 
rikanischen Freunde wür- 
den es nicht verstehen, 
warum sie in Berlin so lange 
die Freiheit verteidigten, 
wenn jetzt die Kommuni- 
sten mit regieren sollen." 

8-UID 24/2001 



ZUWANDERUNG 

SCHILYS   ECKPUNKTE   FüR   EIN  ZU WANDERUNGSGESETZ 

Forderungen der Union aufgegriffen, aber 
in der vorliegenden Form nicht akzeptabel 
Zu den von Bundesinnen- 
minister Schily vorgestell- 
ten Eckpunkten für ein 
Zuwanderungsgesetz er- 
klärten der Vorsitzende 
der CDU-Zuwanderungs- 
kommission, der saarlän- 
dische Ministerpräsident 
Peter Müller, der bay- 
erische Innenminister 
Günther Beckstein und 
der stellvertretende Vor- 
sitzende und Innenexperte 
der CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion, Wolfgang 
Bosbach: 

Der Gesetzentwurf greift 
teilweise Forderungen des 
Zuwanderungskonzeptes 
der Union auf. Positiv zu be- 
werten sind insbesondere 
die Versuche der Bekämp- 
fung des Asylmissbrauchs, 
die obligatorische Überprü- 
fung des Asylstatus, die Re- 
duzierung der Leistungen 
für Asylbewerber während 
des gesamten Anerken- 
nungsverfahrens und die 
zusätzlichen Möglichkeiten 
der Ausschließung von Suk- 
zessiv- und Nachfolgeanträ- 
gen. Ebenfalls positiv zu 
bewerten ist die Forderung 
nach verpflichtenden und 
nicht bloß freiwilligen In- 
tegrationskursen.   Im   Be- 

reich des Kinder- 
nachzugs soll das 
Nachzugsalter auf 
12 Jahre abgesenkt 
werden - Schritte, 
die zumindest in 
die richtige Rich- 
tung gehen, aber nicht aus- 
reichend sind. 

Wesentliche von der Re- 
gierungskommission unter 
Leitung von Frau Süssmuth 
vorgeschlagene Elemente 
sind richtigerweise in dieses 
Konzept des Innenministers 
nicht eingeflossen. So sieht 
der Gesetzentwurf keine Er- 
weiterung des Asylrechtes 
auf nichtstaatliche und ge- 
schlechtsspezifische Ver- 
folgung oder des Abschie- 
beschutzes für straffällige 
Heranwachsende vor. 

Mit eigenem Konzept 
Druck ausgeübt 

Auch die Vorschläge der 
Süssmuth-Kommission zur 
Änderung des Staatsan- 
gehörigkeitsrechtes, zur Er- 
weiterung des Familien- 
nachzugs und zur Zuwande- 
rung von Auszubildenden 
bzw. zur ausschließlich de- 
mografisch motivierten Zu- 

G. Beckslein       W. Bosbach 

Wanderung werden nicht 
aufgegriffen. Insoweit trägt 
das Konzept des Bundesin- 
nenministers der Kritik der 
Unionsparteien an den Vor- 
schlägen der Regierungs- 
kommission Rechnung und 
orientiert sich stärker an 
dem Steuerungs- und Be- 
grenzungskonzept der 
Union. Dies zeigt, dass der 
Weg der Union, mit einem 
eigenen Konzept Druck auf 
die Bundesregierung aus- 
zuüben, richtig war. 

Das Konzept des Bun- 
desinnenministers ist aller- 
dings auch in wesentlichen 
Punkten ergänzungs- und 
veränderungsbedürftig und 
in der jetzt vorliegenden 
Form noch nicht akzeptabel. 

So sind aus Sicht der 
Union die Möglichkeiten 
des Familiennachzugs hin- 
sichtlich des Nachzugsalters 
restriktiver zu fassen. Im Be- 
reich der Arbeitsmigration 
ist das Konzept zu unprä- 
zise. So wird auf eine Defi- 
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ZUWANDERUNG 

nition Höchstqualifizierter, 
deren Zuwanderung unbe- 
grenzt ermöglicht werden 
soll, verzichtet. Das Punkte- 
system ist ebenfalls nicht 
ausformuliert. Die Zuwan- 
derung Selbstständiger wird 
zu undifferenziert ermög- 
licht und eröffnet Miss- 
brauchsmöglichkeiten. Die 
Festlegung der Zuwande- 
rungshöchstzahlen im Be- 
reich der Arbeitsmigration 
durch Rechtsverordnung 
der Bundesregierung muss 
von der Zustimmung des 
Bundesrates abhängig ge- 
macht werden. Darüber hin- 
aus ist dringend eine Rege- 
lung der Kosten der Integra- 
tion erforderlich. Diskussi- 
onsbedürftig ist auch der 
Vorschlag, die Weisungs- 
unabhängigkeit der Einze- 
lentscheidungen beim Bun- 
desamt aufzuheben. 

Wesentliche Ergänzun- 
gen stehen noch aus 

Insgesamt bedarf das 
Konzept des Bundesinnen- 
ministers wesentlicher Er- 
gänzungen und Veränderun- 
gen. Ein politischer Konsens 
setzt voraus, dass das Ziel der 
Begrenzung und Steuerung 
der Zuwanderung umgesetzt 
wird. Die Zuwanderung muss 
am nationalen Interesse ori- 
entiert werden. Eine Zuwan- 
derung in den Arbeitsmarkt 

kommt nur in Betracht, wenn 
ein echtes Arbeitsmarktbe- 
dürfnis besteht. Der Grund- 
satz „Ausbildung und Quali- 
fizierung geht vor Zuwande- 
rung" muss gesetzlich festge- 
schrieben werden. Darüber 
hinaus muss Bestandteil eines 
politischen Konsenses die 
Bereitschaft des Bundes zur 
Beteiligung an den Kosten 
der Integration und die Ab- 
lehnung der vorliegenden 
Richtlinien-Entwürfe der 
Europäischen Kommission 
zum Familiennachzug und 
zum Asylrecht sein. Dies er- 
gibt sich zwingend, wenn 
die eigenen Vorschläge des 

Bundesinnenministers um- 
gesetzt werden sollen. 

Abzuwarten bleibt aus 
Sicht der Union, ob der Ge- 
setzentwurf des Bundesin- 
nenministers in der Regie- 
rungskoalition beschlossen 
und zum Gegenstand eines 
Regierungsvorschlages wird. 
Seitens der Union besteht die 
Bereitschaft, die Debatte er- 
gebnisorientiert zu führen. 
Maßstab eines Konsenses 
muss es dabei sein, dass es ge- 
lingt, die Zuwanderung in die 
Sozialsysteme zurückzu- 
führen, um Raum für Zuwan- 
derung dort zu schaffen, wo es 
Deutschland nutzt. 

Ohrfeige für den Kanzler 

Schröder muss die Botschaft aus dem Arbeitsministerium 
wie eine deftige Ohrfeige empfunden hohen: Da wirbt der 
SPD-Vormann wochenlangfür die Einführung einerGreen- 
Card in der Bundesrepublik, um möglichst schnell auslän- 
dische Fachkräfte für die IT-Branche nach Deutschland zu 
holen. Und jetzt muss er zur Kenntnis nehmen, dass rau, h ei- 
ner Statistik aus dem Hause Riester lediglich 8 556 Exper- 
ten aus Nicht-EU-Staaten den Weg in die Mitte Europas ge- 
funden haben. Schröder hat mit seiner Aktion eine Bauch- 
landung hingelegt - die Initiative war ein Flop. Gründe für 
diese Schlappe: Der von den Unternehmen ursprünglic h ge- 
nannte Bedarf von rund 75 000 fehlenden Computerspezia- 
listen ist offenbar viel zu hoch angesetzt worden. Es gibt ge- 
genwärtig keinen Bedarf an ausländischen Fachkräften, 
weil die Unternehmen zurzeit eher Arbeitsplätze ab- statt 
aufbauen. Auf jeden Fall: Die Bundesrepublik ist als Stand- 
ortfür einen erheblichen Teil der internationalen Wissen- 
selite keineswegs so attraktiv, wie dies manche in Politik und 
Wissenschaft geglaubt haben. Handelsblatt 
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Fiasko 
■ Die dilettantischen Ver- 
suche der Bundesregierung, 
die Sozialabgaben unter 40 
Prozent des Bruttolohns zu 
drücken, sind in einem 
Fiasko geendet. Dem perso- 
nalintensiven Mittelstand 
war die Senkung der Lohn- 
zusatzkosten versprochen. 
Statt dessen droht jetzt sogar 
eine massive Erhöhung der 
Krankenkassenbeiträge und 
damit eine weitere Verteue- 
rung der Arbeitsplätze. 
Hansjürgen Doss, mittel- 
standspolitischer Sprecher 
der CDU/CSU: „So wichtig 
die Bundesligaberichter- 
stattung ist, der Kanzler 
sollte endlich auch die Ab- 
wendung drohender Bei- 
tragserhöhungen zur Chef- 
sache machen." 

Leere Versprechung 
■ Schon kurze Zeit nach 
Verabschiedung der Ren- 
tenreform zeigt sich: Aus 
der von der rot-grünen 
Schröder-Regierung groß 
angekündigten Beitrags- 
satzsenkung in der gesetzli- 
chen Rentenversicherung 
wird nichts. Die Berechnun- 
gen des Vorsitzenden des 
Sozialbeirats der Bundesre- 
gierung, Bert Rürüp, ma- 
chen deutlich: Der Beitrags- 
satz wird auch weiterhin bei 
19,1 Prozent stagnieren. 
Karl-Josef Laumann, so- 
zialpolitischer Sprecher der 

Merz: Politik der schlaffen Hand 

Der Kanzler des Abschwungs sammelt 
die Wahlversprechen von 1998 ein. Er 
ist offenlichtlich nicht mehr bereit, ge- 
gen den Widerstand der sozialdemo- 
kratischen Funktionäre Reformen 
durchzusetzen. Bei steigender Arbeits- 
losigkeit, hoher Inflationsrate und 
zurückgehendem Wachstum muss eine 
Regierung handeln und langfristig wirkende Reformen 
auf den Weg bringen. Auf die Weltwirtschaft kann der 
Kanzler die hausgemachten Probleme in Deutschland 
nicht abschieben. Der Bundeskanzler gibt sich mit Wach- 
tumsraten zufrieden, die ohne Wirkung auf den Arbeits- 
markt bleiben. Fazit: Eine Politik der schlaffen Hand. 
Rot-Grün stellt ein Jahr vor der nächsten Wahl die Arbeit 
ein. ■ Mehr dazu unter www.cducsu.bundestag.de 

CDU/CSU: „Das darf doch 
nicht wahr sein! Die nächste 
Stufe der Ökosteuer kommt 
zu Beginn des nächsten Jah- 
res und bringt 6 Milliarden 
Mark Mehreinnahmen. 
Aber die Rentenversiche- 
rung hat nichts davon. Das 
Versprechen Schröders, den 
Gesamtversicherungsbei- 
trag bis zur nächsten Wahl 
auf unter 40 Prozent des 
Bruttolohns zu senken, kann 
nicht gehalten werden." 

Sinnlos 
■ Seit Einführung der Öko- 
steuer 1999 hat die Union 
immerwiederkritisiert,dass 
eine Senkung der Renten- 
versicherungsbeiträge auf 
diese Weise nicht erreicht 

werden kann. Das hat die 
Schröder-Regierung jedoch 
nicht daran gehindert, die 
Ökosteuer bis heute zwei 
Mal zu erhöhen. Mit der 
Folge: Die Rentenversiche- 
rungsbeiträge werden trotz- 
dem um keinen Pfennig sin- 
ken. Und: Die Riester'sche 
Rentenreform ist schon wie- 
der reformbedürftig, noch 
bevor sie richtig in Kraft 
getreten ist. Gerda Hassel- 
feldt, finanzpolitische Spre- 
cherin der CDU/CSU: „Da 
auch die minimale Entla- 
stung durch die Steuerre- 
form längst verpufft ist, sind 
neue Entscheidungen drin- 
gendnötig: ■ Die Ökosteuer 
darf nicht weiter steigen. ■ 
Die mittelständischen Un- 
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ternehmen müssen steuer- 
lich wie die Kapitalgesell- 
schaften behandelt werden. 
■ Die Reform der Sozial- 
versicherungssysteme ist 
umgehend anzupacken!" 

Gebeutelt 
■ Der Innenminister will an 
seinen Plänen, die Beam- 
tenpensionen drastisch zu 
kürzen, unter dem Deck- 
mantel festhalten: die Ren- 
tenreform ins Versorgungs- 
recht zu übertragen. Dabei 
haben die Beamten bereits 
Vorleistungen erbracht: ■ 
Die Höhe von Beiträgen zur 
Versorgungsrücklage hat zu 
beträchtlichen Aufwendun- 
gen geführt. ■ Gehaltser- 
höhungen erreichten nie die 
Höhe von Lohnerhöhungen. 
Erwin Marschewski, in- 
nenpolitischer Sprecher der 
CDU/CSU: „Wir unterstüt- 
zen den Deutschen Beam- 
tenbund und werden die ge- 
planten Sonderopfer nicht 
hinnehmen. Mit seiner Ab- 
sicht, die Beamten kräftig zu 
beuteln, wirdsich Schily nir- 
gendwo Freunde machen." 

Medienkrake 
■ Ohne Erfolg hat die SPD 
dem Obmann der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion 
im 1. Untersuchungsaus- 
schuss Äußerungen über 
schwarze Konten der SPD 
im Zusammenhang mit 
ihren Unternehmensbeteili- 

gungen verbieten lassen. 
Vor dem Oberlandesgericht 
Köln ist sie mit einem ent- 
sprechenden Antrag auf 
Erlass einer einstweiligen 
Verfügung gescheitert. An- 
dreas Schmidt: „Das zeigt: 
Die SPD kann sich auf Dauer 
dem Transparenzgebot des 
Grundgesetzes nicht entzie- 
hen und weiter gegen das 
Parteiengesetz verstoßen. 
Insbesondere ihre Beteili- 
gung an zahlreichen Zei- 
tungsverlagen hat sie zu einer 
regelrechten Medienkrake 
gemacht und lässt nicht mehr 
erkennen, aufweiche Blätter 
sie Zugriff hat." 

Greift zu kurz 
■ Die Bundesregierung hat 
auf eine Kleine Anfrage der 
CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion zum Thema „Ver- 
braucherschutz in öffentli- 
chen Verkehrsmitteln" ge- 
antwortet und auf eine Ver- 
besserung verwiesen, wo- 
nach bei Ausfall, Verspä- 
tung und Anschlussver- 
säumnis künftig von der 
Bahn die Übernachtungsko- 
sten zu erstatten sind, wenn 
die Reise nicht mehr am sel- 
ben Tag fortgesetzt werden 
kann. Michael Meister, zu- 
ständig in der CDU/CSU für 
Verkehr: „Im Ansatz zu be- 
grüßen, greift aber zu kurz. 
Denn noch immer hat die 
Schröder-Regierung in der 
Frage der verkehrsrechtli- 

chen Haftungshöchstgren- 
zen nicht Farbe bekannt. An- 
hebung und Vereinheitli- 
chung dieser Höchstgrenzen 
für alle Verkehrsmittel ist 
ein längst überfälliger 
Schritt." 

Kein Verlass 
■ Fördermittel für Biogas 
haben in der Landwirtschaft 
einen neuen Schub für diese 
Art der Energieerzeugung 
ausgelöst, und viele land- 
wirtschaftliche Betriebe ha- 
ben im Vertrauen auf die Zu- 
verlässigkeit der Förderung 
Investitionen getätigt. Von 
heute auf morgen hat nun 
aber der Bundeswirtschafts- 
minister die Förderrichtli- 
nien für Biogasanlagen dra- 
stisch ins Negative verän- 
dert. Heinrich-Wilhelm 
Ronsöhr, agrarpolitischer 
Sprecher der CDU/CSU in 
einem Brief an Minister 
Müller: „Ich wehre mich ge- 
gen Sparmaßnahmen, die 
einseitig zu Lasten der 
Landwirtschaft gehen. Sie 
würden das Aus für die 
Mehrzahl der Biogasanla- 
gen in bäuerlichen Betrie- 
ben sein und deren Engage- 
ment zugunsten des Klima- 
schutzes. Mein Appell: Er- 
halten Sie die Bedingungen, 
unter denen Landwirte sich 
auch als Energiewirte bei 
der Erfüllung einer wichti- 
gen gesellschaftlichen Auf- 
gabe einbringen!" UD 
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DAS SAARLAND hat als 
erstes westdeutsches Bun- 
desland das achtjährige 
Gymnasium eingeführt. Da- 
mit will die von Minister- 
präsident Peter Müller ge- 
führte Landesregierung die 
im europäischen Vergleich 
viel zu langen Ausbildungs- 
zeiten in Deutschland ver- 
kürzen. Abitur bereits nach 
zwölf Jahren gab es bisher 
nur in Sachsen und Thürin- 
gen. Den Startschuss für das 
neue Gymnasium hat bei ei- 
nem Festakt in Merzig Alt- 
Bundespräsident Roman 
Herzog gegeben, der 1997 
mit seiner viel beachteten 
Berliner Rede „Aufbruch 
ins 21. Jahrhundert" die Dis- 
kussion über einen kürzeren 
Weg zum Abitur angestoßen 
hatte. 

NEUE CHANCEN, ihren 
Lebensunterhalt künftig 
selbst verdienen zu können, 
sollen Sozialhilfeempfän- 
ger auch nach Meinung der 
Christlich-Demokratischen 
Arbeitnehmerschaft (CDA) 
haben. Deren Bundesvorsit- 
zender, Hermann-Josef 
Arentz hat die entspre- 
chende Initiative des hessi- 
schen Ministerpräsidenten 
Roland Koch als „eine neue 
Qualität der bundesdeut- 
schen Sozialpolitik" be- 
grüßt und die rot-grüne 
Schröder-Regierung aufge- 
fordert, die von Hessen an- 

gestrebte Sondergenehmi- 
gung für das neue Sozialhil- 
ferecht zu bewilligen: Ar- 
beitsunwillige sollen „sich 
nicht länger auf Kosten der 
Allgemeinheit einen schö- 
nen Lenz machen können". 

UNAUFHALTSAM steigt 
die Zahl der Unternehmens- 
insolvenzen. Ursache: 
nachlassende Konjunktur, 
vor allem der Absturz in der 
Baubranche. 7.194 Insol- 
venzverfahren sind in den 
ersten sechs Monaten bei 
den Amtsgerichten eröffnet 
worden - gegenüber 5.925 
im gleichen Zeitraum des 
vergangenen Jahres. Das be- 
deutet einen Anstieg um 21 
Prozent. 

FÜR BÜRGSCHAFTEN 
in Höhe von 1,276 Milliar- 
den Mark hat im vergange- 
nen Jahr der Bund gerade 
stehen müssen. Der Rück- 
fluss aus früheren Schadens- 
fällen belief sich auf 70 Mil- 
lionen Mark. Entstandener 
Schaden: 1,076 Milliarden 
Mark. Die mit Abstand größ- 
ten Posten: eingelöste Bürg- 
schaften für Existenzgrün- 
dungen (669 Millionen) und 
die Expo-Bürgschaft (255 
Millionen Mark). 

SINKENDE Schülerzah- 
len werden in Sachsen inner- 
halb der nächsten acht Jahre 
zu einem Abbau von 10.000 

der heute noch 38.000 Leh- 
rerstellen führen. Kultusmi- 
nister Matthias Rößler will 
das Ziel über Aufhebungs- 
verträge mit Abfindungen 
und freiwilliger Altersteil- 
zeit erreichen. 

ALS ERZIEHUNGSZIEL 
steht bei deutschen Eltern 
ganz vorne Hilfsbereit- 
schaft. 98 Prozent haben 
entsprechend auf Forsa-Fra- 
gen geantwortet. Kaum we- 
niger wichtig: Durchset- 
zungsfähigkeit (96 Prozent) 
sowie Leistungsbereit- 
schaft, Gemeinsinn und 
Fleiß (alle 93 Prozent). 
Pünktlichkeit und Sauber- 
keit favorisieren 90, Gehor- 
sam 71 Prozent. 

EIN GUTES MITTELge- 
gen Vereinsamung im Alter 
ist, wie mehr als die Hälfte 
aller 40-jährigen Deutschen 
findet, das Zusammenleben 
mit Gleichaltrigen in Wohn- 
gemeinschaften. Nach einer 
Forsa-Umfrage glauben 49 
Prozent der Frauen und 32 
Prozent der Männer, dass 
WGs älterer Menschen für 
Senioren die Wohnform der 
Zukunft ist. Entsprechend 
der Appell von zwei Drittel 
der Befragten an Woh- 
nungplaner, Bauherren und 
Architekten: mehr Wohnun- 
gen zu schaffen, die für der- 
artige Wohngemeinschaf- 
ten geeignet sind. UD 
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GENERALSEKRETäR   LAURENZ   MEYER 

Bürokratiebefreiung für Existenzgünder 
In einer internen Prognose 
haben die fünf Professo- 
ren des „Sachverständi- 
genrats zur Begutachtung 
der gesamtwirtschaftli- 
chen Entwicklung" das 
durchschnittliche Wachs- 
tum für dieses Jahr auf 1,4 
Prozent nach unten korri- 
giert. Das Deutsche Insti- 
tut für Wirtschaftsfor- 
schung spricht sogar von 
nur einem Prozent. Die 
Arbeitslosigkeit steigt seit 
Beginn des Jahres 2001 
saisonbereinigt wieder an. 
Der Anstieg im Juli im 
Vergleich zum Juni ist in 
diesem Jahr der höchste 
seit 1997. 

Mit vorbeugenden 
Äußerungen des SPD-Ge- 
neralsekretärs Müntefering 
soll das Kanzlerverspre- 
chen, die Arbeitslosenzahl 
bis zum Ende der Legisla- 
turperiode auf 3,5 Millio- 
nen zu reduzieren, relati- 
viert werden. Erneut hält der 
Event-Kanzler nicht ein, 
was er verspricht. Die im 
vergangenen Jahr gefeierten 
Reformen ziehen Ernüchte- 
rung nach sich. Ohnehin un- 
zureichende Entlastungen 
wurden durch Fehlentschei- 
dungen und Bürokratie auf- 
gefressen. Mit ruhiger Hand 
lässt der Kanzler Wirtschaft 

und Arbeitsmarkt am langen 
Arm verhungern. Die Wirt- 
schaftspolitik der Regie- 
rung Schröder ist gestran- 
det, der Reformwille ist aus- 
gebrannt. 

„Keine Amerikanisie- 
rung", so lautet die neueste 
Parole aus den Reihen der 
Bundesregierung. Dabei 
zwingt sie mit ihrer Überre- 
gulierung die Unternehmen 
zum „Fire". Zum „Hire" fehlt 
ihnen die unternehmens- 
freundliche Gesetzgebung. 

Mit Schröder 
ist Deutschland 

zum Schlusslicht in 
Europa geworden 

Der Versuch der Bundes- 
regierung, die aktuelle Kon- 
junktur- und Arbeitsmarkt- 
krise der amerikanischen 
und weltwirtschaftlichen 
Entwicklung zuzuschreiben 
wird auch von den Ver- 
gleichszahlen widerlegt. 
Deutschland liegt beim rea- 
len Wachstum des Bruttoin- 
landproduktes gut einen hal- 
ben Prozentpunkt unter dem 
EU-Wert. Während die Ent- 
wicklung in den USA wie- 
der leicht ansteigende Ten- 
denz vorweist, weisen die 
bundesdeutschen       Daten 

weiter nach unten. Selbst das 
einstige Sorgenkind Spa- 
nien, aber auch Großbritan- 
nien, Frankreich und Italien 
haben ein höheres Wachs- 
tum zu verbuchen. Es ist die 
wirtschaftliche Entwick- 
lung unter der Regierung 
Schröder, die den europäi- 
schen Durchschnitt nach un- 
ten zieht. Deutschland ist 
Schlusslicht in Europa. 

Noch deutlicher wird es 
bei den Vergleichszahlen 
zum Wachstum der Be- 
schäftigung. 

Auch hier liegt Deutsch- 
land weit unter dem EU- 
Wert. Alle anderen europäi- 
schen Länder konnten sich 
von der jüngst schwachen 
amerikanischen Entwick- 
lung abkoppeln. Die Nie- 
derlande und auch Spanien 
liegen in der Schaffung von 
Arbeitsplätzen weit vor 
uns. Die Regierung Schrö- 
der hat die wirtschaftspo- 
litischen Stellschrauben 
falsch bedient. 

Mit der Bevorzugung 
der Kapitalgesellschaften 
bei der Steuerreform, mit 
dem Gesetz zur Schein- 
selbständigkeit, mit dem 
630-Mark-Gesetz und dem 
Betriebsverfassungsgesetz 
nimmt Rot-Grün dem Mit- 
telstand    die    Luft    zum 
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Atmen. Schröders ruhige 
Hand würgt den Mittel- 
stand. 

Bereits im ersten Halb- 
jahr 2001 haben wir eine Re- 
kordzahl an Unternehmens- 
pleiten zu verzeichnen. Mit 
14.500 Insolvenzen inner- 
halb dieses Zeitraums liegt 
die Zahl der Pleiten um 10,7 
Prozent höher als im ersten 
Halbjahr des Jahres 2000. 

Im Ost-West-Vergleich 
ist in den neuen Bundeslän- 
dern ein Anstieg um 22,9 
Prozent auf 4.300 Insolven- 
zen zu verzeichnen, davon 
ist mit 43 Prozent das Bau- 
gewerbe am stärksten be- 
troffen. 

Die alten Bundesländer 
erleben einen Insolvenz-Zu- 
wachs von 6,3 Prozent und 
kommen damit auf die Ge- 
samtzahl von 10.200. Hier 
ist mit 43 Prozent der 
Dienstleistungssektor am 
härtesten betroffen. 

Nach Erkenntnissen von 
Creditreform entspricht das 
umgerechnet etwa Ein- 
bußen von 35 Milliarden 
Mark für private Haushalte, 
Wirtschaft und öffentliche 
Hand. Im Vergleich zum 
Vorjahr ist dies eine Zu- 
nahme von fast 30 Prozent. 

Das zog den Verlust von 
rund 250.000 Arbeitsplätzen 
nach sich. Davon sind rund 
90.000 Arbeitsplätze in den 
neuen Bundesländern verlo- 
ren gegangen und 160.000 in 

Bürokratiebefreiung 

Eine Initiative für Existenzgründer. CDU 

den alten Bundesländern. 
Das ist ein Minus von 44.000 
Arbeitsplätzen gegenüber 
dem Vorjahrjahreszeitraum 
(216.000 verlorene Arbeits- 
plätze). 

Die mittelständischen 
Unternehmen (bis 500 Be- 
schäftige) stellen rund 70 
Prozent der Arbeitsplätze. 
Wer für mehr Beschäftigung 
eintritt, muss den Mittel- 
stand entlasten. Wir brau- 
chen aber nicht weniger, 
sondern  mehr  kleine  und 

mittlere Unternehmen. Sie 
sind die Jobmaschinen in 
Deutschland. 

Die unter der Bundesre- 
gierung expandierte Büro- 
kratie ist eine Bedrohung 
vor allem für Existenzgrün- 
der. Es ist hohe Zeit, Wege 
aus dem Bürokratiedschun- 
gel zu finden. Wenngleich 
ein Großteil der durch die 
momentane Bundesregie- 
rung eingeführten Regelun- 
gen von der CDU gänzlich 
abgelehnt wird, sind wir als 
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Opposition gefordert, so 
lange systemimmanente 
Verbesserungsvorschläge 
anzubieten, bis wir nach ei- 
ner Regierungsübernahme 
2002 die notwendigen 
Grundsatzreformen durch- 
führen können. Konjunktur 
und Arbeitsmarkt erfordern 
schnelles Handeln. Aus die- 
sem Grunde präsentieren 
wir unser Konzepte. 

Deutschland       braucht 
eine Verständigung über die 
Grenzen von gesellschaftli- 
chen Gruppen und Parteien 
hinweg.  Jetzt müssen be- 
herzte Maßnahmen ergrif- 
fen werden, die eine neue 
Gründerwelle  in  Deutsch- 
land   initiieren.   Gründer- 
freundliche  Rahmenbedin- 
gungen sind der entschei- 
dende Faktor. 

In    den    ersten    vier 
Jahren sollten Unter- 
nehmensgründer     die 
Chance auf einen von 
Bürokratie   unbelaste- 
ten Start haben. Des- 
halb schlage ich eine 
Bürokratiebefreiung 
für     Existenzgründer 
vor, die folgende Initia- 
tiven erfordert: 

■ Abschaffung des 
Scheinselbstständig- 
keitsgesetzes 
Das Scheinselbststän- 

digkeitsgesetz wird insge- 
samt von der CDU abge- 
lehnt. Insbesondere Jungun- 

ternehmern nimmt es die 
Luft zum Atmen, da gerade 
in der Gründungsphase oft 
nur ein Auftragsgeber vor- 
handen ist. Wenn der Regie- 
rung die Kraft zum Einge- 
ständnis dieser gesetzgebe- 
rischen Fehlentwicklung 
fehlt, muss sie es angesichts 
der Lage zumindest für Exi- 
stenzgründer in den ersten 
vier Jahren aussetzen. 

■ Dem 630-DM-Gesetz 
müssen die bürokrati- 
schen Fesseln genom- 
men werden. 
Gründer sind häufig auf 

nebenberuflich Tätige ange- 
wiesen, deswegen muss die 
Verteuerung, Bürokratisie- 
rung und Komplizierung des 
630-Mark-Gesetzes in ei- 
nem ersten Schritt für Exi- 
stenzgründer in den ersten 
vier Jahren ausgesetzt wer- 
den. Die CDU bleibt insge- 
samt bei ihrer Forderung 
nach Wiedereinführung ei- 
ner 630-Mark-Regelung. 

■ Teilzeitregulierung für 
Existenzgründer rück- 
gängig machen 
Wenn ein Arbeitnehmer 

bereits nach einem halben 
Jahr Anspruch auf Teilzeit 
geltend machen kann, be- 
deutet dies für einen Exi- 
stenzgründer eine besonders 
unkalkulierbare personal- 
politische Belastung und 
konterkariert   eine   mittel- 

und langfristige Personal- 
planung. Deshalb sollte un- 
abhängig von der Größe, zu 
der sich ein Gründungsun- 
ternehmen entwickelt, diese 
Regelung in den ersten vier 
Jahren ausgesetzt werden. 

■ Einschränkung für be- 
fristete Arbeitsverträge 
zurücknehmen 
Insgesamt müssen die 

Möglichkeiten zum Ab- 
schluss befristeter Arbeits- 
verträge ausgeweitet wer- 
den. Besonders Existenz- 
gründer können oft nicht un- 
befristete Verträge ausstel- 
len, deshalb sollten sie in den 
ersten vier Jahren von dieser 
Regelung ausgenommen 
werden. 

■ Beschränkungen für 
Zeitarbeit lockern 
Jungunternehmer müs- 

sen schneller und im größe- 
rem Umfang auf Zeitarbeits- 
verträge zurückgreifen kön- 
nen. Deshalb muss die ma- 
ximale Verweildauer bei 
Zeitarbeitseinsatz in Exi- 
stenzgründerunternehmen 
von 12 auf 48 Monate er- 
weitert werden. 

■ Wahlmöglichkeiten 
zwischen Kündigungs- 
schutz und Abfin- 
dungsregelung 
Den Arbeitsvertragspar- 

teien muss es freigestellt 
sein, zwischen Kündigungs- 
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INITIATIVEN 

schütz und Abfindungsregel 
auszuwählen. Insbesondere 
Neugründern muss hier eine 
„Vertragslösung" einge- 
räumt werden. 

■ Arbeitsplatzgestaltung 
deregulieren 
Existenzgründungen müs- 

sen auch in der eigenen Woh- 
nung beginnen dürfen. Prakti- 
kabel erscheint die Lösung, 
dass Anträge auf Nutzungs- 
änderungen der Wohnräume 
nach 6 Wochen dann als ge- 
nehmigt betrachtet werden, 
wenn bis dahin von Seiten der 
Behörden kein Widerspruch 
eingelegt wird. Auch in reinen 
Wohngebieten sollten Aus- 
nahmeregelungen zur Grün- 
dung von Unternehmensexi- 
stenzen möglich gemacht 
werden. 

■ Zugang zu Chancenka- 
pital erleichtern 
Business Angels, die not- 

wendiges Geld in Gründerun- 
ternehmen investieren, müs- 
sen bereits bei einer Beteili- 
gungsquote von 1 Prozent 
Veräußerungen voll besteu- 
ern. Um Anreize für Investo- 
ren zu schaffen, sollte eine 
Besteuerung von Verkäufen 
von Gründungsanteilen an 
Unternehmen in den ersten 
vier Jahren ausgesetzt wer- 
den. Darüber hinaus sollte für 
alle Unternehmen die 10-Pro- 
zent-Regelung wieder einge- 
führt werden. 

■ Hemmnisse bei der 
Kreditbeschaffung be- 
seitigen 
Das sogenannte Hausban- 

kenprinzip zusammen mit 
den Kriterien nach dem Basel 
II Abkommen, bürden Grün- 
dern und Mittel Ständlern 
Bürokratie und „Bremsen" 
auf, die den Zugang zu Kapi- 
tal erschweren. Daher ist es 
dringend geboten, gemein- 
sam mit den Unternehmern 
und Geldgebern Lösungen zu 
entwickeln, welche die be- 
schriebenen Bremsen lösen. 
Hier sollte insbesondere das 
Bürgschaftsinstrument durch 
die öffentliche Hand verstärkt 
eingesetzt werden. 

■ Gründerfreundliche 
Besteuerung von Aktie- 
noptionen 
Für startups sind Aktien- 

optionen ein Mittel, qualifi- 
zierte Mitarbeiter zu gewin- 
nen und zu binden. Die Be- 
steuerung von Aktienoptio- 
nen muss deswegen endlich 
gründerfreundlicher gestal- 
tet werden. Eine endgültige 
Regelung soll im Zuge einer 
umfassenden Steuerreform 
wie sie die Union anstrebt, 
verwirklicht werden. 

■ Förderdschungel für 
Existenzgründer lich- 
ten und zusammen- 
führen 
Derzeit gibt es unzählige 

verschiedene      Förderpro- 

gramme, die Interessierte 
eher verwirrt als ihnen wei- 
terhilft. Deshalb brauchen 
wir Transparenz damit die 
vorhandenen Anreize größt- 
mögliche Wirkung entfalten 
können. Hierbei könnte ein 
„Verwaltungslotse" zusätz- 
liche Hilfestellung leisten. 

■ „Verwaltungslotse" bei 
Behörden 
Firmengründer brauchen 

durchschnittlich 8 Monate, 
um alle Anträge für die Zu- 
lassung zusammenzutragen. 
Deshalb brauchen wir einen 
Gründerpartner (Ansprech- 
partner bei den Behörden), 
der Existenzgründer beglei- 
tet und durch den Behör- 
dendschungel führt. 

Diese Bürokratiebe- 
freiung für Existenz- 
gründer sollte erst der 
Anfang sein. Es ist als Pi- 
lotprojekt zu verstehen. 
Dauerhaft sollten deren 
positive Auswirkungen 
auch für bestehende Un- 
ternehmungen und Un- 
ternehmen nutzbar ge- 
macht werden. Wenn die 
kurzdenkende momen- 
tane Regierung Schröder 
nicht zu tiefgreifenden 
Veränderungen der Rah- 
menbedingungen in der 
Lage ist, wird es die 
Union nach einem Regie- 
rungswechsel 2002 be- 
werkstelligen. UD 
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1 HESSEN 

MINISTERPRäSIDENT  ROLAND   KOCH: 

Ich will die Zahl der erwachsenen 
Sozialhilfeempfänger halbieren 

Die Resonanz auf die Vor- 
schläge, die Ministerpräsi- 
dent nach seiner USA- 
Reise gemacht hat, war 
außergewöhnlich groß. 
Roland Koch: „Ich freue 
mich, dass sie so deutlich 
gehört werden." 

Die Botschaft ist nicht 
vollständig neu: „Wir müs- 
sen stärker fordern und stär- 
ker fördern und die Pro- 
bleme in der Arbeitslosen- 
und Sozialhilfe lösen." Der 
konkrete Vorschlag in die- 
sem Zusammenhang wares, 
der vor dem Hintergrund des 
Scheiterns Schröderscher 
Politik Aufsehen erregte. 

Kanzler will ablenken 

Koch wendet sich gegen 
die pauschale Bezichtigung 
einer ganzen Bevölkerungs- 
gruppe mit dem Vorwurf der 
Faulenzerei. Denn der Kan- 
zler hat ihn nur deshalb ge- 
macht, weil er davon ablen- 
ken wollte, „dass seine Ver- 
sprechungen bezüglich der 
Bekämpfung der Arbeitslo- 
sigkeit wie Seifenblasen 
zerplatzt sind". 

Der „Frankfurter Allge- 
meinen    Sonntagszeitung" 

gegenüber hat der Minister- 
präsident im einzelnen er- 
läutert, wie das Wisconsin- 
Modell, an dem sich sein 
Vorschlag orientiert, auf- 
deutsche Verhältnisse über- 
tragen werden kann: 

„Wirhaben zur Zeit starre 
Wände zwischen Arbeits- 
und Sozialverwaltung, vor 
allem aber eine starre Tren- 
nung der Geldtöpfe. ■ Der 
eine darf nur ausbilden, ■ 
der andere darf nur Wohn- 
oder Kindergeld zahlen. ■ 
Einen dritten beauftragen 
wir gemeinsam, sich um den 
Betroffenen überhaupt zu 
kümmern. Das alles muss 
künftig in eine Hand und in 
einen Topf. 

Mit einer Ausnahmere- 
gelung, die das ermöglicht, 
könnte ich dafür sorgen, dass 
Förderung entsteht, und von 
jedem Sozialhilfeempfän- 
gerverlangen, dass er ein Ar- 

beitsangebot annimmt und 
nicht mehr sagt: Ihr habt gar 
nichts für mich. 

Dazu gehörte dann auch 
die Möglichkeit, auf erheb- 
liche Sozialleistungen wie 
etwa Wohngeld außerhalb 
des Grundregelsatzes der 
Sozialhilfe zu verzichten." 

Versuch starten 

Wichtige Voraussetzung 
dafür, dass das Wisconsin- 
Projekt gelingt: vorhandene 
Arbeit auf dem ersten Ar- 
beitsmarkt. Roland Koch: 
„In vielen hessischen Betrie- 
ben, in die ich komme, wer- 
den Arbeitskräfte gesucht. 
Für Drogen- und Alkoholab- 
hängige muss der Staat oh- 
nehin vorhalten, was wir the- 
rapeutisches Arbeiten nen- 
nen, und dafür sorgen, dass 
die Betreffenden in ganz 
langsamen Schritten in Ar- 
beit geführt werden." 

Zwei oder drei Jahre lang 
sollte ein Versuch mit dem 
Modell aus USA gemacht 
werden - er muss nicht bun- 
desweit stattfinden. Das Ziel: 
die Zahl dererwachsenenSo- 
zialhilfcempfänger um die 
Hälfte reduzieren. UD 
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WAHLEN   IN   BERLIN 

Frank Steffel 
stellt Mitglieder 
seines Berater- 

teams vor 

Der CDU-Spitzenkandi- 
dat für das Amt des Regie- 
renden Bürgermeisters, 
Frank Steffel, hat die er- 
sten Mitglieder für sein 
Berlin-Team gewonnen. 

Mit der Wahl des ehema- 
ligen Generalstaatsanwalts 
und erfahrenen Juristen 
Alexander Prechtel legt die 
CDU einen besonderen 
Schwerpunkt auf den Be- 

GESRÄCHSKREIS   „INNERE   EINHEIT" 

reich Justiz, der unter Rot- 
Rot-Grün erneut zum poli- 
tisch nachrangigen Experi- 
mentierfeld für links-alter- 
natives Gedankengut wird. 

Ein deutliches Signal für 
Offenheit und Toleranz setzt 
Frank Steffel mit der Wahl 
der gebürtigen Türkin 
Emine Demirbüken, die seit 
1969 in Berlin lebt. 

Die studierte Germani- 
stin und Publizistin enga- 
giert sich für die Integration 
ausländischer Mitbürger 
und ist im Hauptberuf Aus- 
länderbeauftragte im Bezirk 
Tempelhof-Schöneberg. 

Gegen den Alleinvertretungs- 
anspruch der PDS für den Osten 

Bei der ersten Sitzung des 
Gesprächskreises „In- 
nere Einheit" hat Frank 
Steffel der Presse dessen 
Teilnehmer vorgestellt. 

Frank Steffel betonte, 
dass es sich nicht um ein 
CDU-Gremium handele. 
Es gehe vielmehr darum, 
Menschen ganz unter- 
schiedlicher Biographien 
und Herkunft zusammen- 
zuführen, die eines vereint: 
Sie alle können für den 
Osten sprechen. Sie alle 
bestreiten mit aller Kraft 
den Alleinvertretungsan- 
spruch der PDS für den 
Osten. 

Frank Steffel hob her- 
vor, dass alle Personen in 
der Vergangenheit Zivil- 
courage gezeigt haben und 
noch zeigen. Gerade dies 
sei wichtig für eine Gesell- 
schaft, die sich mit der - 
Vergangenheit einer Dik- 
tatur be- 
schäftigen 
muss. Die- 
ses Zeichen 
unmittelbar 
vor dem 40. 
Jahrestag 
des Mauer- 
baus zu set- 
zen, sei ihm 

persönlich wichtig. Der 
Gesprächskreis wird sich 
auch über den 21. Oktober 
hinaus treffen. Die Ergeb- 
nisse werden in die Arbeit 
der CDU einfließen. Der 
Gesprächskreis wird von 
Generalsekretär Joachim 
Zeller moderiert. 

Zum dem Gesprächs- 
kreis gehören u.a.: die 
Bürgerrechtlerin Bärbel 
Bohley, Mitbegründerin 
der Initiative Frieden und 
Menschenrechte (IFM), 
der ehemalige 1. Sekretär 
der SED-Bezirksleitung in 
Berlin, Günther Schabo- 
wski, das fraktionslose 
Mitglied des Abgeordne- 
tenhauses Dietmar Volk, 
ehemals Bündnis 90/Die 
Grünen, und der Olympia- 
sieger im Turnen, Andreas 
Wecker, 6-mal in Folge 
Sportler des Jahres in 
Berlin. 
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1 AUFGELESEN 

DIE 
UNABHÄNGIGE 

-TAGB7„.T«H0 FCR DEUTSCHLAND*  1 

TTIVTCD N/IORO 
SOZIALHILFE 

Modell Wisconsin 

£m kleiner US-Bundesstaat 
soll dem Wirtschaftsriesen 
Deutschland auf die Sprün- 
ge helfen. Wisconsin hat ge- 
rade mal so viele Einwoh- 
ner wie Hamburg und Ber- 
lin zusammen. Aber es gibt 
dort kaum Arbeitslose und 
Sozialhilfeempfänger! Ein 
Modell für „Old Ger- 
many", wie Hessens Mini- 
sterpräsident Koch und die 
CDU meinen? Ja, weil nur 
noch derjenige Unterstüt- 
zung bekommt, der jeden 
Job annimmt, den der Staat 
ihm bietet - Straße fegen 
eingeschlossen. Nach dem 
Motto: Jede Arbeit ist bes- 
ser als keine Arbeit.      Bild 

Ins Schwarze 

Wie vorherzusehen war, hat 
Ministerpräsident Koch mit 
seinem Vorschlag, in Hes- 
sen ein amerikanisches Mo- 
dell zur Eingliederung von 
Sozialhilfeempfängern zu 
erproben,  einen Aufschrei 

gut geölter Empörung pro- 
voziert. Wie vorherzusehen 
war, ist nun von Stamm- 
tischparolen die Rede, denn 
in Deutschland hat man 
sich an den Gedanken ge- 
wöhnt, Sozialhilfe als re- 
guläres Einkommen zu be- 
trachten. Der Aufschrei ist 
ein gutes Zeichen, Koch hat 
offenbar ins Schwarze ge- 
troffen. Wenn nun argu- 
mentiert wird, daß alles, 
was der amerikanische 
Bundesstaat Wisconsin 
praktiziere, in Deutschland 
längst möglich sei, wird ein 
entscheidender Sachverhalt 
außer acht gelassen: Wis- 
consin hat die Sozialhilfe 
als reguläre Einkommens- 
quelle für Arbeitsfähige 
praktisch abgeschafft. Das 
ist es, was Kochs Vorschlag 
von den allgemein gehalte- 
nen Forderungen des Bun- 
deskanzlers unterscheidet. 

Frankfurter Allgemeine 

ARBEITSMARKT 

Verschwendung 

Die   Politik   der   ruhigen 
Hand, mit der Bundeskanz- 

ler Schröder für eine stabile 
Konjunktur und einen bal- 
digen Aufschwung am Ar- 
beitsmarkt sorgen will, 
wird für den Bürger all- 
mählich teuer. Denn des 
Kanzlers Regungslosigkeit 
bedeutet auch, dass sich 
an der Arbeitsmarkt-Politik 
der rot-grünen Regierung 
bis zur Bundestagswahl im 
Herbst des kommenden 
Jahres nur wenig ändern 
wird. Es müsste sich aber 
etwas ändern. Denn trotz 
Ausgaben von mehr als 41 
Milliarden Mark für die ak- 
tive Arbeitsmarktpolitik 
bleibt die Zahl der Jobsu- 
chenden in Deutschland er- 
schreckend hoch - zu hoch. 

Tagesspiegel 

ABITUR 

Vorreiter CDU 

Es brauchte zwar lange, 
aber es funktioniert doch: 
Der Westen lernt vom 
Osten. Das kleine Saarland 
beginnt, die festgewachsene 
westdeutsche Bildungsland- 
schaft umzupflügen. Was in 
den   unionsregierten   Län- 

20-UID 24/2001 



AUFGELESEN 

aründungslahr«''n 

NPO£r«?l* „„«tscv 

dem Sachsen und Thürin- 
gen gut klappt, setzt jetzt 
auch der neue CDU-Lan- 
desvater Müller an der Saar 
durch: das zwölfjährige 
Abitur: Als nächstes will 
Baden-Württemberg nach- 
ziehen. Die CDU erweist 
sich damit als Vor reit er ei- 
ner notwendigen Bildungs- 
reform, die die Ausbil- 
dungszeiten auf ein effekti- 
ves Maß reduziert. So bleibt 
jungen Leuten mehr kost- 
bare Lebenszeit für Studium 
und Beruf, was zugleich 
ihre Wettbewerbschancen 

erhöht. 
Leipziger Volkszeitung 

Im Handstreich 

Manchen Ostdeutschen 
wäre die schulpolitische 
Vereinigung leichter gefal- 
len, wenn sich westliche 
Kultusminister nach der 
Wende zumindest darauf 
eingelassen hätten, das 
Abitur nach zwölf Schul- 
jahren einzuführen, wie 
das in der DDR generell 
üblich war. Von den neuen 
Ländern sind nur Sachsen 
und Thüringen dabei ge- 
blieben.        Brandenburg, 

Mecklenburg-Vorpommern 
und Sachsen-Anhalt haben 
sich erst vor wenigen 
Jahren zum neunjährigen 
Gymnasium entschlossen. 
Spät hat sich der Westen 
umbesonnen. Seit 1991 gibt 
es in Baden-Württemberg 
einen Modellversuch für 
das achtjährige Gymna- 
sium, seil hei' tobt der Streit 
um das ..Abitur light" im 
Südwesten. Das Saar/and 
hat das achtjährige Gym- 
nasium ohne Diskussion im 
/landstreich eingeführt 
und damit eine Entwick- 
lung eingeleitet, die nach 
und nach alle Länder er- 
fassen wird. 

Frankfurter Allgemeine 

BAHN 

Zwitter 

Wäre die Bahn privatisiert, 
dann wäre sie ertragsori- 
entiert. Bliebe die Bahn in 
staatlicher Hand, dann 
wäre sie gemeinwohlorien- 
tiert. So aber ist die Deut- 
sche Bahn sowohl privati- 
siert als auch in staatli- 
chem Eigentum - und völ- 

lig desorientiert. Einerseits 
verlangt die begonnene 
Privatisierung gesteigerte 
Effizienz. Stilllegung un- 
rentabler Strecken. Wett- 
bewerbsfähigkeit in Lei- 
stung und Tarif. Anderer- 
seits formulieren Bund. 
Länder und Gemeinden 
fortwährend gemein wirt- 
schaftliche Verpflichtun- 
gen der Bahn: Keine Still- 
legung unrentabler Streic- 
hen, keine Abschaffung teu- 
rer Interregio-Verbindun- 
geu. kein Verlust von Hal- 
testellen für Bahnbusse. 
Einerseits wird die Balm 
zur Kostendeckung er- 
mahnt, andererseits wer- 
den Finanzierungslücken 
anstandslos geschlossen. 
Einerseits wird die Bahn in 
die Freiheit entlassen, an- 
dererseits jede in freier 
Verantwortung getroffene 
Entscheidung verhindert. 
Die Folgen dieser nicht 
eben einheitlichen Erwar- 
tungen lassen sich seit Jah- 
ren besichtigen - die Ver- 
bitterung, die fast jede öf- 
fentliche Kritik an der 
Bahn begleitet, ist von Hy- 
sterie oft nur schwer zu un- 
terscheiden. 

Berliner Zeitung 
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ÖFFENTLICHKEITSARBEIT 

fcfco* jttet «M Je* kMWwfw^ taten! 
Für Kinder die gerne bastein - 

der neue und wunderschöne Leuchtturm-Stundenplan. 

Da macht doch Schule richtig Spaß! 

Basteibogen DIN A3 

Bestell-Nr.: 9745 
Preis je 25 Expl.: 20,00 DM 
(10,23 EURO) 

Plakat „Schule hat begonnen - 
Fahren Sie vorsichtig"! DIN Al 

Bestell-Nr.: 7679 
Preis je 50 Expl.: 52,00 DM 

(26,59 EURO) 

Minischultüte 

Inhalt: 4 Buntstifte, Radiergummi, 
Bleistift und CDU-Vitaminbonbons 

Bestell-Nr. 9657 
Preis je 10 Expl. 30,00 DM 
(15,34 EURO) 

ca ■=■ Bsa Bsa U ■29 H 
] 

—\ 
— -\ 1 

Stundenplan 

Bestell-Nr.: 9258 
Preis je 250 Expl.:       ^rt«^^«_:_z^^_ 

20,00 DM (10,23 EURO)       ZZZZZr™» 
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ÖFFENTLICHKEITSARBEIT 

Bestellschein 
- Außenwerbemittel - 

GLÜCKSRAD 

Absender/KV-Nr. 

Rechnungsanschrift 

CDU-Bundesgeschäftstelle 
HA Öffentlichkeitsarbeit 
Klingelhöferstraße 8 
10785 Berlin 

Fax:030-22070-389 

CDU-Verband 

Ansprechpartner 

Straße 

PlZOrt 

Tel.-Nr. 

Lieferanschrift (falls nicht identisch) 

CDU-Verband 

Ansprechpartner 

Straße 

PLZ, Ort 

Tel.-Nr. 

£ "" 

Menge Artikel Einzelpreis Gesamtpreis 

Glücksrad, 
inkl. 60,00 DM/30,68 EURO 
Versandkosten für Spedition, zzgl. MwSt. 

405,00 DM/207,07 EURO 

Datum Unterschrift 
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UD 
Union   Betriebs   GmbH 
Postfach   1190 
53348   Rheinbach 
PVSt,   Deutsche  Post  AG 
Entgelt   bezahlt. 

Fakten 
Hintergründe 

Was sie will. 
Was sie macht. 
Wer sie lenkt. 

CDU 

PDS-Dokumentation 

Bestell-Nr. 5764 
Preisje20 Expl. 15,00 DM/ 
(7,67 EURO) 

Broschüre „Zuwanderung 
steuern und begrenzen. 

Integration fördern." 

Beschluss des Bundesaus- 
schusses der CDU Deutsch- 

lands vom 7. Juni in Berlin 

Bestell-Nr. 5762 
Preis je 20 Expl. 28,00 DM 

(14,32 EURO) 

ZUWANDERUNG STEUERN 
UND BEGRENZEN. 
INTEGRATION FÖRDERN. 
Beschluss des Bundesausschusses de» CDU Deutschlands 

CDU 

Zusammenfassung 
des Beschlusses 

„Zuwanderung steuern 
und begrenzen. 

Integration fördern." 

Bestell-Nr. 2763 
Preis je 100 Expl. 22,00 DM 

(11,25 EURO) 

Alle Preise gelten zzgl. MwSt. 
und Versand gemäß Versand- 
bedingungen 

ZUWANDERUNG STEUERN 
UND BEGRENZEN. 
INTEGRATION FÖRDERN. 

CDU 

BESTELLANSCHRIFT 

Bertelsmann Distribution GmbH 
IS-Versandzentrum - 

Postfach 116233759 VersmoUt 
Telefax 05241-8041892 

e-mail: 
cdu-shop@bertelsmann.de 


